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Digitalen Führerschein praxisnah und 

datensparsam ausgestalten 
Der Bundesverband Carsharing e.V. (bcs) begrüßt den Entwurf der Europäischen Kommission zur 

technischen Ausgestaltung des digitalen Führerscheins (mobile Driving Licence – mDL). Ein 

europaweit interoperabler digitaler Führerschein stellt einen wichtigen Baustein für die 

Digitalisierung des Verkehrssektors dar und kann insbesondere für digitale Mobilitätsdienste wie 

Carsharing erhebliche Vorteile schaffen. 

Carsharing basiert stark auf digitalen Prozessen – von der Registrierung über die 

Führerscheinprüfung bis zum Fahrzeugzugang. Ein standardisierter, kryptografisch verifizierbarer 

digitaler Führerschein kann die heute vielfach noch erforderliche Erfassung oder das Abfotografieren 

physischer Führerscheine ersetzen. Dies verbessert sowohl die Sicherheit der Führerscheinprüfung 

als auch den Datenschutz, da künftig nur diejenigen Informationen übermittelt werden müssen, die 

für die jeweilige Prüfung tatsächlich erforderlich sind (Selective Disclosure). 

Aus Sicht des Carsharing bildet der vorliegende Entwurf eine geeignete Grundlage für die künftige 

digitale Führerscheinprüfung. Gleichwohl sehen wir in einigen Punkten Verbesserungsbedarf: 

• Eine zeitnahe Bereitstellung von Statusänderungen muss sichergestellt sein. 

• Der Grundsatz der Datensparsamkeit muss konsequent umgesetzt werden. 

• Fahrerlaubnisrelevante Informationen müssen maschinenlesbar strukturiert sein. 

• Die Umsetzbarkeit muss auch für kleinere Marktteilnehmer gewährleistet sein. 

• Die Offline-Nutzung muss in der Praxis berücksichtigt werden. 

• Der Übergang zwischen EUDI-Wallet und digitalem Führerschein muss berücksichtigt werden. 

 

Zeitnahe Bereitstellung von Statusänderungen sicherstellen 

Der Entwurf regelt die Ausstellung und den Widerruf digitaler Führerscheine, enthält jedoch keine 

ausreichenden Vorgaben dazu, innerhalb welcher Fristen Statusänderungen den verifizierenden 

Stellen zur Verfügung stehen müssen. Gerade bei Entzug oder Einschränkung einer Fahrerlaubnis ist 

eine möglichst geringe Verzögerung zwischen behördlicher Entscheidung und technischer 

Verfügbarkeit dieser Information von erheblicher Bedeutung für die Verkehrssicherheit. Die 

Kommission muss deshalb Anforderungen an die maximale Aktualisierungszeit von 

Statusinformationen festlegen. Statusänderungen – insbesondere der Entzug oder die 

Einschränkung einer Fahrerlaubnis – müssen spätestens innerhalb weniger Minuten nach der 

behördlichen Entscheidung für verifizierende Stellen verfügbar sein. 
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Grundsatz der Datensparsamkeit konsequent umsetzen 

Der Entwurf eröffnet zwar die Möglichkeit der selektiven Datenübermittlung, enthält jedoch einzelne 

Datenfelder, deren Erforderlichkeit für den Nachweis einer Fahrerlaubnis fraglich erscheint. 

Insbesondere das verpflichtende Feld birth_place sollte entfernt werden. Für den Nachweis einer 

gültigen Fahrerlaubnis ist der Geburtsort nicht erforderlich. Seine verpflichtende Aufnahme steht 

daher nur eingeschränkt mit dem Grundsatz der Datensparsamkeit im Einklang. Auch das optionale 

Feld resident_address wirft Fragen auf. In mehreren Mitgliedstaaten – darunter Deutschland – ist die 

Wohnanschrift weder Bestandteil des Führerscheins noch des Fahrerlaubnisregisters. Es muss daher 

klargestellt werden, ob die Aufnahme dieses Feldes überhaupt erforderlich ist, da entsprechende 

Informationen bereits über andere Wallet-Nachweise bereitgestellt werden können. 

Fahrerlaubnisrelevante Informationen maschinenlesbar strukturieren 

Der Entwurf sieht vor, dass verwaltungsbezogene Informationen (administrative_information, Feld 

14) als Freitext übermittelt werden können. Für automatisierte Prüfprozesse, wie sie insbesondere 

bei digitalen Mobilitätsdiensten erforderlich sind, ist dies nicht geeignet. Beschränkungen, Auflagen 

oder Entziehungen der Fahrerlaubnis müssen über strukturierte und europaweit einheitliche Codes 

statt über Freitext abgebildet werden. Dadurch wird eine automatisierte Verarbeitung ermöglicht.  

Umsetzbarkeit auch für kleinere Marktteilnehmer gewährleisten 

Die vorgesehene Registrierung von Verifizierungsstellen muss so ausgestaltet werden, dass sie auch 

für kleinere Unternehmen praktikabel ist. Die Kommission muss die Regelungen zur Registrierung 

von Verifizierungsstellen dahingehend präzisieren, dass eine Registrierung auch zentral über 

Plattformen oder Intermediäre erfolgen kann und nicht jeder einzelne Carsharing-Anbieter eine 

eigene Registrierung vornehmen muss. Dadurch werden insbesondere kleinere Unternehmen 

entlastet und ein diskriminierungsfreier Zugang zum europäischen Ökosystem ermöglicht. 

Offline-Nutzung in der Praxis berücksichtigen 

Der Entwurf unterscheidet zwischen kurzlebigen und langlebigen Gültigkeitsnachweisen. Für 

kurzlebige Nachweise setzt das Konzept voraus, dass diese regelmäßig online aktualisiert werden. 

Dies kann in der Praxis zu Einschränkungen führen, wenn der Fahrzeugzugang an Orten ohne oder 

mit nur eingeschränkter Netzverbindung erfolgt, etwa in Tiefgaragen oder Parkhäusern. 

Gerade im Carsharing muss der Zugang zum Fahrzeug auch unter solchen Bedingungen zuverlässig 

funktionieren. Die Kommission muss die Vorgaben zu kurzlebigen Nachweisen (short-lived evidence) 

so anpassen, dass diese auch bei vorübergehend fehlender Netzverbindung für einen ausreichend 

langen Zeitraum gültig bleiben. Dadurch wird gewährleistet, dass digitale Führerscheinprüfungen 

beispielsweise in Tiefgaragen oder Parkhäusern zuverlässig durchgeführt werden können, ohne das 

Sicherheitsniveau des Systems zu beeinträchtigen. 

Übergang zwischen EUDI-Wallet und digitalem Führerschein 

berücksichtigen 

Die Einführung der EUDI-Wallet erfolgt voraussichtlich mehrere Jahre vor der flächendeckenden 

Verfügbarkeit des digitalen Führerscheins. Für digitale Mobilitätsangebote stellt gerade der 

maschinenlesbare Nachweis der Fahrerlaubnis den entscheidenden Mehrwert des mDL dar. Die 
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Kommission muss deshalb klar regeln, wie das Zusammenspiel in der Übergangsphase ausgestaltet 

werden soll und ob eine frühere Bereitstellung des mDL vorgesehen werden kann, damit dessen 

Nutzen zeitnah gemeinsam mit der EUDI-Wallet verfügbar wird. 
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Kathi Weiler 
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Information über den Bundesverband Carsharing 

Der Bundesverband Carsharing e.V. (bcs) ist der Dachverband der deutschen Carsharing-Anbieter. 

Ziel des Verbandes und seiner Mitglieder ist es, den Autobestand und Autoverkehr sowie die 

Umweltbelastung durch den motorisierten Individualverkehr zu verringern. Wir fördern Carsharing 

als Teil einer ressourcenschonenden und klimaneutralen Mobilität in enger Zusammenarbeit mit 

den weiteren Akteuren des Umweltverbunds. 

Der Bundesverband Carsharing e.V. ist als Interessensvertretung im Deutschen Lobbyregister 

registriert (R004440). 
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